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KSL KONKRET #3

VORWORT

„�DA S LEBEN DER  
ELTERN  
IST DA S BUCH,  
IN DEM DIE  
KINDER LESEN.” 
AUGUSTINUS  
AURELIUS
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VORWORT

Spätestens mit der Verabschiedung der UN-
Behindertenrechtskonvention wurde ein neues Kapitel im 
Buch des Lebens von Eltern mit Behinderung 
aufgeschlagen. Direkt im ersten Artikel dieser Konvention 
heißt es: „Zu den Menschen mit Behinderungen zählen 
Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geistige 
oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in 
Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, 
wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft hindern können.“ Verschiedene Faktoren, wie 
Barrieren, Zugang zu Unterstützungsangeboten,  
Arbeit und Bildung, rechtliche Rahmenbedingungen oder 
die Qualität der sozialen Netzwerke, haben also 
entscheidenden Einfluss darauf, ob und in welchem Maße 
eine Beeinträchtigung zur Behinderung wird und  
welcher Unterstützungsbedarf daraus entsteht. Kurz 
gesagt: Behindert ist man nicht, behindert wird man.
Der mit der UN-Behindertenrechtskonvention 
einhergehende Menschenrechtsansatz betrachtet Menschen 
mit Behinderungen nicht länger als passive 
Fürsorgeempfänger*innen, sondern stellt deren Potenziale 
und Fähigkeiten zu einer selbstbestimmten Lebensführung 
in den Vordergrund. Damit Menschen mit Behinderungen 
teilhaben können, müssen sie als gleichberechtigte, 
vollwertige Mitglieder der Gesellschaft wahrgenommen und 
behandelt werden.  
Das betrifft selbstverständlich auch die persönliche 
Entscheidung, ein Kind zu bekommen und zu erziehen. Für 
Eltern mit Behinderung gilt das im Grundgesetz  
verankerte Erziehungsprivileg genauso wie für Eltern ohne 
Behinderung. Die Pflege und Erziehung der Kinder ist  
das natürliche Recht der Eltern und ihre besondere Pflicht 
(Grundgesetz Art. 6). 
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Die Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben (KSL.NRW) 
möchten mit dieser Broschüre dafür sensibilisieren, dass 
Eltern mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen 
gleichberechtigt und selbstbestimmt ihrer Aufgabe als 
Eltern gerecht werden können. Einige von ihnen benötigen 
dafür Unterstützung. In dieser Broschüre finden Sie 
vielfältige Unterstützungsmöglichkeiten. Gleichzeitig 
informiert die Broschüre über die Situation von Eltern mit 
unterschiedlichen Beeinträchtigungen. In den Kapiteln 
sieben bis zehn wird auf die jeweiligen Bedingungen und 
Angebote eingegangen von: 

	>�	 hörbeeinträchtigten oder gehörlosen Eltern 
	>�	 blinden oder sehbehinderten Eltern
	>�	 Eltern mit anderen Lernmöglichkeiten1

	>�	 körperbehinderten und chronisch kranken Eltern
 
Die Situation von Eltern mit psychischer Erkrankung konnte 
nicht ausführlich beschrieben werden, da es bisher  
nicht möglich war, Eltern mit psychischer Erkrankung aktiv 
an der Erstellung der Broschüre zu beteiligen.  
Psychische Erkrankungen gelten mehr noch als andere 
Beeinträchtigungen als Stigma. Insbesondere betroffene 
Eltern verbergen eine psychische Erkrankung aus Sorge, 
ihre Kinder zu verlieren. Auch wenn es in dieser Broschüre 
kein eigenes Kapitel zu dieser Zielgruppe gibt, geben  
wir an einigen Stellen wichtige Hinweise zur Unterstützung. 
Damit wollen wir einer Stigmatisierung entgegenwirken.

1  Eltern mit anderen Lernmöglichkeiten lehnen die Bezeichnungen 
geistig behindert oder Menschen mit Lernschwierigkeiten für sich häuf ig 
ab. Für die vorliegende Broschüre wird daher die von der 
Selbstvertretung gewählte Bezeichnung Menschen mit anderen 
Lernmöglichkeiten verwendet.

VORWORT
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Der Text richtet sich zum einen an die Fachkräfte 
verschiedener Beratungsangebote, zum anderen wollen wir 
Menschen mit Beeinträchtigung, die bereits Eltern sind 
oder Eltern werden möchten, ansprechen. Die Broschüre 
erscheint auch in verschiedenen barrierefreien Formaten, 
z. B. in Leichter Sprache.

Bei dieser Broschüre handelt es sich um die dritte Ausgabe 
der Schriftenreihe der Kompetenzzentren Selbstbestimmt 
Leben. Mit dieser Schriftenreihe wollen wir aktuelle 
praktische Informationen kostenfrei und barrierefrei 
bereitstellen und damit einen wichtigen Beitrag zur 
Förderung des selbstbestimmten Lebens von Menschen mit 
Behinderungen in einer inklusiven Gesellschaft leisten. 
Die vorliegende KSL-KONKRET #3 weist dabei mehrere 
inhaltliche Verknüpfungen mit den ersten beiden Ausgaben 
zum Persönlichen Budget (KSL-KONKRET #1) und zur 
Anrechnung von Einkommen und Vermögen (KSL-KONKRET 
#2) auf. Für Rückfragen und bei Diskussionsbedarf zu 
diesen Themen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Die 
Kontaktdaten der KSL.NRW finden Sie auf der letzten Seite. 

Ganz im Sinne des einleitenden Zitates wollen wir mit 
dieser Veröffentlichung einen kleinen Beitrag dazu leisten, 
dass auch das Buch des Lebens von Eltern mit Behinderung 
ein sehr lesenswertes ist. Wir wünschen Ihnen eine 
motivierende und erkenntnisreiche Lektüre.

Ihre Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben NRW







KSL KONKRET #3

KAPITEL 1

EINLEITUNG

Worum geht es?

15
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Leben in der Gemeinschaft“ (LSG NRW v. 23.02.2012 – L 9 
SO 26/11). Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe für 
Mütter und Väter mit Behinderungen werden nach  
Paragraf 4 Abs. 4 SGB IX gewährt, um diese bei der 
Versorgung und Betreuung ihrer Kinder zu unterstützen.

Die Rehabilitationsträger haben ihre Leistungen 
grundsätzlich so zu gestalten, dass sie sich mit  
den Familienpflichten behinderter Eltern vereinbaren 
lassen (§ 8 Abs. 1 S. 3 SGB IX). Als Beispiele für 
familiengerechte Leistungen zur Rehabilitation und 
Teilhabe wurden oben beispielhaft spezielle Hilfsmittel und 
zusätzliche Fahrdienste für teilzeitbeschäftigte 
Werkstattbeschäftigte genannt. Darüber hinaus nennt das 
Sozialgesetzbuch an einigen Stellen konkrete Ansprüche 
der Eltern. So zählen zu den ergänzenden Leistungen, die 
die Rehabilitationsträger zur Sicherung des Aufenthalts  
in einer Reha-Einrichtung zu gewähren haben, auch eine 
Kinderbetreuungspauschale von derzeit 160,00 Euro/Monat 
(§ 74 Abs. 3 SGB IX) oder eine Haushaltshilfe (§ 74 Abs. 1 
SGB IX, 4.1.2 Haushaltshilfe nach § 38 SGB V).
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3.5.1 �ASSISTENZLEISTUNGEN FÜR  
MÜTTER UND VÄTER

Zum 01.01.2018 wurde gesetzlich klargestellt, dass 
behinderte Eltern zur Förderung ihrer sozialen Teilhabe 
auch Anspruch auf Elternassistenz haben können  
(§ 78 Abs. 3 SGB IX). Diese Leistung zielt auf die Förderung 
der selbstbestimmten und eigenständigen Bewältigung 
und/oder Strukturierung des Alltags mit Kind(ern). Je nach 
Bedarf kann die Unterstützung bei der Haushaltsführung 
und Kinderbetreuung und -pflege, Mobilitätshilfen, Hilfen 
bei der Verständigung mit der Umwelt oder andere, im 
Gesetz nicht explizit genannte Unterstützungshandlungen 
umfassen. 

Assistenzleistungen für Eltern und alle anderen Leistungen 
zur Förderung der sozialen Teilhabe liegen typischerweise 
im Zuständigkeitsbereich der Eingliederungshilfeträger. In 
wenigen Einzelfällen kann auch der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder sozialen Entschädigung zuständig 
sein. 

Mit der Umsetzung des Gesetzes ändern sich auch die 
Begrifflichkeiten. Im Gesetzestext wird die durch 
Fachkräfte geleistete Assistenz als ‚qualifizierte Assistenz‛ 
bezeichnet (§ 78 SGB IX). Im Landesrahmenvertrag, der als  
Grundlage für die Anwendung des Gesetzes in NRW gilt, 
hat man sich darauf verständigt, die Assistenzleistungen 
nach dem Modell der ‚Persönlichen Assistenz‛ als 
‚unterstützende Assistenz‛ zu bezeichnen. Wenn im 
Folgenden von ‚unterstützender Assistenz‛ die Rede ist,  
ist damit insbesondere die Elternassistenz gemeint,  
wie sie von der Selbsthilfe entwickelt wurde. Um der 
besonderen Situation von Eltern mit anderen 

KAPITEL 3 | LEISTUNGEN UND ANGEBOTE
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Lernmöglichkeiten Rechnung zu tragen, wurde in NRW eine 
eigene ‚Rahmenleistungsbeschreibung Qualifizierte 
Elternassistenz‘ entwickelt. 

Übrigens: 

Mit einem Persönlichen Budget (vgl. Kapitel 
5.7) können auch Eltern, die in stationär 
betreuten Wohnformen mit ihrem Kind leben, 
Elternassistenz in Anspruch nehmen.

3.5.2 QUALIFIZIERTE ELTERNASSISTENZ
Die bisher unter dem Begriff ‚Begleitete Elternschaft ‘ 
gefasste fachliche Unterstützung wird im 
Rahmenleistungsvertrag wie folgt beschrieben: 

„Qualifizierte Elternassistenz wird erbracht, um Mütter 
und Väter mit Behinderungen mit ihrem Kind/ihren 
Kindern zu einer möglichst selbstbestimmten und 
eigenverantwortlichen Lebensführung zu befähigen und 
bei der Versorgung und Betreuung ihres Kindes/ihrer 
Kinder zu begleiten und zu unterstützen.“

„Die Leistungen werden flexibel auf die 
Zusammensetzung des jeweiligen  
Familiensystems abgestimmt, das sich ggf. im  
Zeitraum der Betreuung verändern kann.“

 §
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„Die Fachkräfte geben Anregungen und Unterstützung 
bei der Pflege, Versorgung und entwicklungsfördernden 
Erziehung des Kindes. Die Eltern werden angeleitet,  
die Fähigkeiten und Bedürfnisse des Kindes 
wahrzunehmen, zu verstehen und angemessen darauf 
zu reagieren.“

„Qualifizierte Elternassistenz wird in der  
Regel zusammen mit anderen Leistungen erbracht, 
oftmals trifft sie mit Leistungen nach dem  
SGB VIII zusammen. Die Eingliederungshilfe hat hierbei 
die Aufgabe, die Ausübung der Elternrolle und das 
Leben als Familie zu unterstützen, sofern die Aufgabe 
durch eine Behinderung erschwert wird.  
Das Verhältnis der Assistenzleistungen für die Eltern  
zu den Hilfen zur Erziehung muss in der Teilhabe-  
bzw. Gesamtplankonferenz koordiniert und abgestimmt 
werden (vgl. § 119 Abs. 4 SGB IX).“

„Der Träger der Eingliederungshilfe und der 
Leistungserbringer wirken gemeinsam darauf hin,  
dass bei der Bedarfsermittlung und -feststellung  
im Einvernehmen mit der leistungsberechtigten  
Person alle Unterstützungsmöglichkeiten einbezogen 
und an der Gesamtplankonferenz beteiligt werden.  
Der Träger der Eingliederungshilfe und der 
Leistungserbringer wirken gemeinsam auf eine 
Beteiligung des örtlichen Jugendamtes hin.“ 
(Vgl. Landesrahmenvertrag nach Paragraf 131 SGB IX 
Nordrhein-Westfalen; Leistungen nach SGB IX für 
Menschen mit Behinderungen, Anlagen S. 80ff ) 

KAPITEL 3 | LEISTUNGEN UND ANGEBOTE
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Eine Herausforderung wird auch künftig darin bestehen, 
das Verhältnis der Assistenzleistung für die Eltern  
zu den Hilfen zur Erziehung festzulegen. Dies wird nur im 
Einzelfall auf der Grundlage einer integrierten  
Teilhabe- und Hilfeplanung im Zuge der Teilhabe- bzw. 
Gesamtplankonferenzen möglich sein. Wie diese  
zu organisieren sind, steht derzeit noch nicht fest. 

Träger der Eingliederungshilfe, die in Zukunft Eltern mit 
qualifizierter Elternassistenz unterstützen wollen,  
müssen hierfür eine eigene  
Rahmenleistungsbeschreibung vorlegen. 

Qualifizierte Assistenz für behinderte Eltern findet sich 
insbesondere im Konzept ‚Begleitete Elternschaft ‘ wieder 
(vgl. Kapitel 9).

3.5.3 �UNTERSTÜTZENDE ASSISTENZ FÜR 
MÜTTER UND VÄTER

Diese in der Behindertenselbsthilfe als Elternassistenz 
geläufige Unterstützung hat ihren Ursprung in der 
‚Persönlichen Assistenz‘. Dieses Konzept wurde von der 
Selbstbestimmt-Leben-Bewegung behinderter Menschen 
vor 40 Jahren entwickelt und etabliert. Damit werden 
selbstorganisierte personelle Hilfen in allen Bereichen des 
täglichen Lebens umgesetzt. Ausgangspunkt bildete die 
Erkenntnis, dass auch Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf ein selbstbestimmtes Leben führen 
können, sofern sie selbst entscheiden können, von wem sie 
wann und in welcher Form Unterstützung im Alltag 
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erhalten. Behinderte Eltern haben dieses Konzept an ihre 
Bedürfnisse angepasst und den Begriff Elternassistenz 
geprägt. Die unterstützende Assistenz für Mütter und Väter 
hilft den Eltern bei der Betreuung und Versorgung ihrer 
Kinder, indem sie ihnen bei bestimmten alltäglichen 
Verrichtungen assistiert oder diese stellvertretend für die 
Eltern unter deren Anleitung und Aufsicht durchführt. 
Assistent*innen „leihen“ den Eltern ihre Augen, Ohren, 
Hände oder Beine. Sie betreuen Kinder und Haushalt so, 
wie es den Vorstellungen und Vorgaben der Eltern 
entspricht. Auch bei behinderungsbedingt erforderlicher 
Abwesenheit der Eltern übernimmt die Elternassistenz die 
Betreuung der Kinder.

Da die Versorgung und Erziehung weiterhin in der 
alleinigen Gestaltungsmacht und Verantwortung der Eltern 
liegt, müssen die Assistent*innen nicht notwendigerweise 
über eine pädagogische Ausbildung verfügen.
Unterstützende Assistenz wird typischerweise von Familien 
in Anspruch genommen, die in einer eigenen Wohnung 
leben und möglicherweise bereits ambulante 
Unterstützung in Form von Eingliederungshilfe oder 
ambulanter Pflege erhalten. Mit einem Persönlichen Budget 
(vgl. Kapitel 5.7) können aber auch Eltern, die in stationär 
betreuten Wohnformen mit ihrem Kind leben, 
Elternassistenz in Anspruch nehmen. 

In welchem Umfang und über welchen Zeitraum hinweg 
die Eltern Assistenz zur Betreuung und Versorgung ihrer 
Kinder benötigen, ist von den jeweils zu überwindenden 
Barrieren und anderen Umweltfaktoren sowie von ihrer 

KAPITEL 3 | LEISTUNGEN UND ANGEBOTE
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körperlichen und mentalen Verfassung abhängig.
Zur Umsetzung des festgestellten Bedarfs an 
unterstützender Assistenz kommen zwei Möglichkeiten 
infrage: Die Hilfe wird selbst als Arbeitgebermodell 
organisiert, d. h. die Eltern stellen selbst die 
Assistent*innen ein, oder es wird ein ambulanter Dienst 
beauftragt, die Hilfe zu erbringen. 

In beiden Fällen ist vonseiten des Leistungsträgers u.a. 
darauf zu achten, die Kosten für die Hilfe so zu 
veranschlagen, dass eine verlässliche Unterstützung 
aufgebaut werden kann. Im Arbeitgebermodell sind ein 
angemessener Lohn, Krankheits- und  
Urlaubsvertretungen sowie die entstehenden Kosten für  
die Dienstleistung eines Lohnabrechnungsbüros 
einzukalkulieren. Der Stundenlohn für einen ambulanten 
Dienst ist an die bestehende Vergütungsvereinbarung 
anzupassen.
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Benötigen Eltern zur Betreuung und Versorgung ihrer 
Kinder behinderungsbedingt Unterstützung bei praktischen 
Verrichtungen, fällt die Elternassistenz in die alleinige 
Zuständigkeit der Rehabilitationsträger und kann als 
Leistung zur Förderung der sozialen Teilhabe (§ 76 SGB IX) 
erbracht werden. Zuständig sind in der Regel die Träger 
der Eingliederungshilfe nach Paragraf 99 i. V. m. Paragraf 
78 Abs. 4 SGB IX. In Ausnahmefällen kann auch ein 
anderer Träger zuständig sein. Gesetzlich versicherte 
Eltern, deren Behinderung auf einer Berufskrankheit oder 
einem Arbeitsunfall beruht, sollten sich zuerst an die 
Berufsgenossenschaft (§ 39 SGB VII), minderjährige Eltern 
an das Jugendamt wenden (§ 35a SGB VIII).

Literaturtipp 

Der Bundesverband behinderter und chronisch 
kranker Eltern (bbe e. V.) hat einen sehr guten 
und umfassenden Ratgeber zur Elternassistenz 
für die Beantragung und Organisation 
personeller Hilfen zur Pflege und Versorgung 
der Kinder herausgegeben  
(www.behinderte-eltern.de). 

Bundesweit hat sich ein Netz der Zentren für 
Selbstbestimmtes Leben und anderer Beratungsstellen  
(z. B. MOBILE – Selbstbestimmtes Leben Behinderter e. V.) 
und Assistenzdienste und -genossenschaften etabliert, bei 

KAPITEL 3 | LEISTUNGEN UND ANGEBOTE
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denen Menschen Unterstützung bei der Organisation ihrer 
persönlichen Assistenz erhalten. Daneben bietet eine 
wachsende Zahl von Dienstleistern assistenznahe Dienste 
in den Bereichen Pflege, Haushalt und Teilhabe an. 
Allerdings sollte der Aspekt ‚unterstützende 
Elternassistenz‘ seitens der Dienstleister stärker fokussiert 
werden.

Einige Beispiele für den Bedarf an unterstützender 
Assistenz (durch Gebärdensprachdolmetscher*innen) für 
gehörlose Eltern:

	>�	 Die Eltern können die lautsprachliche Entwicklung 
ihres Kindes nicht unterstützen. Neben einer 
logopädischen Unterstützung brauchen die Eltern 
Assistenz, um die Übungen mit dem Kind 
regelmäßig durchzuführen.

	>�	 Auch das Ausrichten eines Kindergeburtstags und 
das damit verbundene Betreuen der hörenden 
Gastkinder kann Elternassistenz begründen.

	>�	 Gehörlose Eltern benötigen Unterstützung, um die 
lautsprachliche Entwicklung ihres Kindes zu 
begleiten und seine Hausaufgaben zu betreuen.
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Einige Beispiele für den Bedarf an unterstützender 
Assistenz für sehbeeinträchtigte Eltern:

	>�	 Eine blinde Mutter geht mit ihrem Kind auf den 
Spielplatz. Sie braucht Elternassistenz um das Kind 
zu beaufsichtigen bzw., um das Kind bei seinen 
Aktivitäten zu unterstützen.

	>�	 Blinde Eltern brauchen Unterstützung bei der 
Kontrolle der Hausaufgaben ihrer Kinder bzw. beim 
Üben für die Schule. 

	>�	 Ein blinder Vater benötigt unterstützende Assistenz 
bei der Essenszubereitung. Er lässt sich von seinen 
Assistent*innen bei Bedarf auch die Etiketten auf 
den Nahrungsmitteln vorlesen.

KAPITEL 3 | LEISTUNGEN UND ANGEBOTE
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Einige Beispiele für den Bedarf an unterstützender 
Assistenz für körperbehinderte Eltern:

	>�	 Die Eltern können ihre Tochter nicht selbst in die 
kinderärztliche Praxis begleiten, da die Praxis nicht 
barrierefrei ist. Eine*Ein Assistent*in begleitet das 
Kind darum in die Praxis. Die*Der Arzt*Ärztin 
bespricht ihren*seinen Befund und die 
Therapieempfehlung nach der Behandlung 
telefonisch mit den Eltern.

	>�	 Eine alleinerziehende Mutter in einer Einrichtung 
nach Paragraf 19 SGB VIII kann aufgrund eines 
Tremors ihren Säugling nicht sicher halten und 
benötigt neben der pädagogischen Begleitung auch 
unterstützende Assistenz. Hierfür beantragt sie ein 
persönliches Budget, es kommt eine externe Kraft 
ins Haus.

	>�	 Die Eltern können ihr Kind nicht selbst baden. 
Hierzu benötigen sie die Unterstützung einer 
externen Person.

	>�	 Die Eltern sind motorisch so stark eingeschränkt, 
dass sie ihr Kind nur mit personeller Hilfe versorgen 
können.

	>�	 Eine alleinerziehende Mutter mit körperlicher 
Beeinträchtigung muss zur Behandlung ihrer 
psychischen Erkrankung stark sedierende 
Medikamente nach einem strikten Zeitplan nehmen 
und ist darum morgens außerstande,  
ihre beiden Kinder angemessen zu versorgen und 
zur Schule zu bringen. Dies übernimmt darum 
ihre*ihr Assistent*in.
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3.5.4 �AMBULANT UNTERSTÜTZTES WOHNEN 
MIT KIND ÜBER DIE 
EINGLIEDERUNGSHILFE 

Benötigen Menschen längerfristig umfangreiche 
Unterstützung im Alltag, können sie beim Träger der 
Eingliederungshilfe Ambulant Unterstütztes Wohnen 
beantragen. Dieses Angebot kann Unterstützung in den 
folgenden Bereichen umfassen:

	>�	 alltagspraktische Tätigkeiten (Haushalt, Einkauf, 
Umgang mit Geld, Behördenangelegenheiten etc.)

	>�	 Tagesstrukturierung
	>�	 Gesundheitssorge, Umgang mit der  

eigenen Erkrankung/Beeinträchtigung
	>�	 Soziale Beziehungen
	>�	 Freizeit
	>�	 Beschäftigung/Arbeit

Abhängig von den Lebensverhältnissen der Einzelnen und 
der Organisation der Hilfe kann Ambulant Unterstütztes 
Wohnen sehr unterschiedlich ausgestaltet sein. 
Anbieter*innen aus dem Bereich der Behindertenhilfe und 
Sozialpsychiatrie unterhalten Häuser und Wohnanlagen,  
in denen sie Menschen mit Behinderungen in Wohn- bzw. 
Hausgemeinschaften betreuen. Für solche gekoppelten 
Betreuungs- und Wohnverhältnisse existieren darum 
besondere Verbraucherschutzbestimmungen, die im Wohn- 
und Betreuungsvertragsgesetz sowie im Wohn- und 
Teilhabegesetz NRW geregelt sind. Sie unterliegen dem 
Schutz der Heimaufsichtsbehörden.

KAPITEL 3 | LEISTUNGEN UND ANGEBOTE
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Ambulant Unterstütztes Wohnen für Eltern mit 
Behinderung muss auch die im Haushalt lebenden Kinder 
und die Ausübung der Elternrolle mit berücksichtigen. 

Die ambulante Betreuung der Familie darf von den 
Leistungsträgern nicht alleine mit der Begründung versagt 
werden, dass die Hilfe zu kostspielig oder eine stationäre 
Betreuung kostengünstiger sei.
Zudem bietet die bedarfsgerechte Förderung im 
ambulanten Bereich häufig sehr viel bessere Chancen einer 
gelungenen Teilhabe und Rehabilitation und führt damit 
langfristig eher und schneller zur Verringerung des 
Hilfebedarfs: Was anfangs „teurer“ erscheint, ist 
langfristig oft „billiger“. Wird die Hilfe im selbst gewählten 
und angestammten sozialen Umfeld geleistet, können die 
Eltern eher auf eigene Ressourcen – z. B. die Unterstützung 
ihres familiären und sozialen Umfeldes zurückgreifen. 
Dahingegen sind die sozialen Netzwerke von Menschen in 
besonderen Wohnformen vergleichsweise schwach.

 

Lebenssituation und Belastungen von Frauen  
mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in 
Deutschland, Quantitative Studie.  
Schröttle et al. 2013.

Allerdings können die Eltern nicht gezwungen werden, 
vorrangig ehrenamtliche Hilfen in Anspruch zu nehmen, auch 
wenn dies der Eingliederungsträger als wünschenswerte 
Unterstützungsform vorsieht. 
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3.6 �STATIONÄRE BEHANDLUNG UND 
STATIONÄRE THERAPIE

Eltern z. B. mit chronischen Erkrankungen können eine 
(teil-)stationäre Behandlung oder Rehabilitation nur in 
Anspruch nehmen, wenn die Betreuung und Versorgung 
ihrer Kinder in dieser Zeit gesichert ist. Sinnvoll ist es, 
hier bereits vorab einen Notfallplan zu erstellen. 

Bei stationärer Aufnahme von Eltern minderjähriger Kinder 
muss eventuell die Versorgung der Kinder organisiert 
werden.

Die in den meisten Fällen beste Lösung für die Kinder ist 
sicherlich, innerhalb der gewohnten Umgebung, zumindest 
aber innerhalb vertrauter sozialer Bezüge, verbleiben  
zu können. Wird ihre Versorgung nicht durch den zweiten 
Elternteil oder eine andere Bezugsperson gewährleistet,  
haben die erkrankten Eltern zur Sicherung der Versorgung 
ihrer Kinder Anspruch auf staatliche Unterstützung,  
die dann auch kurzfristig zu erbringen ist. Zu denken ist 
insbesondere an die Haushaltshilfe, die von der 
Krankenkasse finanziert wird (§ 38 SGB V). Auch das 
Jugendamt hat in solchen Fällen und bei Bedarf kurzfristig 
Hilfe zu leisten, z. B. in Form der ‚Hilfe in Notsituationen‘, 
Paragraf 20 SGB VIII oder durch die vorübergehende 
Vermittlung einer Pflegefamilie oder einer Einrichtung für 
das Kind oder die Kinder. 

KAPITEL 3 | LEISTUNGEN UND ANGEBOTE
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3.7 �PATENSCHAFTEN FÜR KINDER 
BEHINDERTER ELTERN

Patenschaften erweitern die Ressourcen von Familien, die 
kein ausreichendes soziales Netzwerk haben. Sie stellen  
ein kontinuierliches niederschwelliges Beziehungsangebot 
dar, das die Kinder in Belastungssituationen in  
Anspruch nehmen können. Die Paten*Patinnen entlasten 
damit zugleich die Eltern. Patenschaften können 
unterschiedlich ausgestaltet sein. Sie können auf eine 
bestimmte Lebensphase des Kindes begrenzt werden, 
indem z. B. Bildungspaten*patinnen die Kinder von Eltern 
mit Lernschwierigkeiten während der Schulzeit und bei der 
Suche nach einem geeigneten Ausbildungs- oder 
Studienplatz unterstützen. Einen besonderen Stellenwert 
haben Paten*Patinnen, die langfristig zur stabilen 
Bezugsperson für ein Kind werden, welches keine sichere 
Bindung zu seinen Eltern aufbauen konnte und die das Kind 
in Krisensituationen ggf. auch kurzfristig bei sich 
aufnehmen oder im familiären Haushalt unterstützen 
können. Diese Patenschaften bilden spezifische Angebote 
der Tagespflege und Bereitschaftspflege, wie sie in die 
Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe fallen. 
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Ob und in welcher Höhe Eltern staatliche Unterstützung für 
sich und ihre Kinder erhalten, hängt auch von ihrer 
finanziellen Situation ab. An Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe müssen sie sich ggf. nach Maßgabe der 
Paragrafen 90, 91 SGB VIII, an Leistungen der 
Eingliederungshilfe gemäß Paragraf 92 SGB IX finanziell 
beteiligen. Eltern, die bereits ergänzend auf 
existenzsichernde Leistungen angewiesen sind, müssen 
sich in der Regel nicht an den Kosten beteiligen (§ 90 
Abs. 4 SGB VIII, 138 Abs. 1 8 SGB IX).

Welche Werte zum Einkommen, welche zum Vermögen 
zählen, ermitteln die Gerichte bislang anhand  
des Zuflussprinzips: Was den Eltern(teilen) im 
Bedarfszeitraum zufließt, ist Einkommen. Was sie zu 
Beginn des Bedarfszeitraums bereits haben, ist Vermögen. 

Beispiel: Eine monatliche Erwerbsminderungsrente zählt 
bei Eingang auf das Konto als Einkommen, was  
am Monatsende davon übrig ist, ist im Folgemonat als 
Vermögen zu berücksichtigen. Bestimmte Teile  
dieses Einkommens und Vermögens werden „geschont“,  
sie müssen also nicht eingesetzt werden, um den  
eigenen Hilfebedarf zu decken. Die nachfolgenden 
Erläuterungen beziehen sich auf die Einkommens- und 
Vermögensanrechnung auf Leistungen der 
Eingliederungshilfe. Sind die Eltern ergänzend auf 
Leistungen aus dem SGB II oder XII angewiesen, gelten 
für diese die im SGB II und XII geregelten strengeren 
Maßgaben an den Einsatz der eigenen Mittel.

KAPITEL 4 | EINSATZ VON EINKOMMEN UND VERMÖGEN
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Einkommen
Welche eingehenden Einkünfte als Einkommen zählen, 
definiert Paragraf 135 bis 138 SGB IX. 

Seit dem 1. Januar 2020 wird zur Deckung des 
Eingliederungsbedarfs nicht mehr das Einkommen der 
Partner*innen herangezogen. Zur Ermittlung des 
Eigenbeitrags nach Paragraf 92 SGB IX wird bei 
steuerpflichtigen Personen das im Steuerbescheid 
ausgewiesene Jahres-Bruttoeinkommen abzüglich 
Werbungskosten als Berechnungsgrundlage herangezogen. 
Gleichzeitig gilt ein Einkommensfreibetrag, der sich  
aus der jährlichen Bezugsgröße zur Sozialversicherung  
der alten Bundesländer ableitet. 

Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt bekommen, 
gilt: Sie müssen keinen Beitrag zur Eingliederungshilfe 
leisten. 

Abhängig von der Art der Einkünfte und davon, ob die 
Person gemeinsam mit der*dem Partner*in und 
unterhaltsberechtigten Kindern im gemeinsamen Haushalt 
lebt, wird ein gewisser Prozentsatz dieser Bezugsgröße 
von ihrem Einkommen geschützt. Von dem übersteigenden 
Einkommen hat sie einen Eigenbeitrag von 2 Prozent 
monatlich zur Finanzierung der Elternassistenz oder 
anderer Leistungen der Eingliederungshilfe beizusteuern. 
Kinder, die nicht mehr bei den Eltern wohnen, werden bei 
der Festsetzung des Beitrags auch dann nicht 
berücksichtigt, wenn die Eltern ihnen noch 
Ausbildungsunterhalt schulden, weil für ausgezogene 
Kinder keine gesteigerte Unterhaltspflicht mehr besteht 
(§ 1603 BGB). Ob und in welchem Umfang Eltern ihren 
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Kindern Barunterhalt zu zahlen haben, richtet sich u. a. 
nach ihrem Einkommen. Bei der Ermittlung der 
Unterhaltspflicht sind behinderungsbedingte Aufwendungen 
der Eltern einkommensmindernd zu berücksichtigen.

Vermögen
Das Vermögen muss nur eingesetzt werden, soweit es 
verwertbar ist. In Paragraf 139 bis 140 SGB IX werden 
verschiedene Vermögens- oder sonstige Geldwerte 
genannt, die immer vom Vermögenseinsatz ausgenommen 
sind. Dazu können z. B. einzelne Erbstücke oder die 
angemessene, selbst bewohnte Immobilie zählen. Seit 
01.01.2020 beläuft sich der Vermögensfreibeitrag bei 
Bezug von Eingliederungshilfe nach Paragraf 139 S. 2 SGB 
IX auf 150 Prozent der jährlichen Bezugsgröße des 
Paragrafen 18 Abs. 1 SGB IV, das sind im Jahr 2020 
57.330 Euro.

KAPITEL 4 | EINSATZ VON EINKOMMEN UND VERMÖGEN

Wird neben der Eingliederungshilfe auch  
Grundsicherung bezogen, gelten für diese 
restriktivere Einkommens- und 
Vermögensgrenzen. Wird neben der 
Eingliederungshilfe Hilfe zur Pflege benötigt, 
gilt das sogenannte Lebenslagenmodell.
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Ausführliche Informationen zum 
Lebenslagenmodell und der gesamten 
Einkommens- und Vermögensberechnung 
finden Sie in der Broschüre  
‚Einkommen und Vermögen’, die als 
KONKRET#2 in der KSL Schriftenreihe 
erschienen ist (www.ksl-nrw.de).
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Wie bekommen Eltern  
mit Behinderung  
ihre Unterstützung?
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5.1 �ANTRAGSTELLUNG – WIE KÖNNEN 
LEISTUNGEN BEANTRAGT WERDEN?

Die (werdenden) Eltern können alle Leistungen 
grundsätzlich formlos, also auch mündlich, beantragen.  
Die Verwendung von Antragsformularen ist sinnvoll  
und empfehlenswert, aber keine Voraussetzung für eine 
wirksame Antragstellung. 

Im Falle einer mündlichen Antragstellung sollten sich die 
Eltern von der*dem Sachbearbeiter*in schriftlich 
bestätigen lassen, dass sie diese Leistungen am Tag X 
beantragt haben, welche Angaben sie dazu gemacht haben 
und welche Unterlagen sie ggf. noch beibringen müssen, 
damit über ihren Antrag entschieden werden kann.

Für einen wirksamen Antrag ist es nicht erforderlich, dass 
die Antragsteller*innen die Leistung rechtlich korrekt 
beschreiben können. Es genügt, dass sie einem 
Rehabilitationsträger ihren konkreten Hilfebedarf 
beschreiben und um Unterstützung ersuchen.

Es ist dann Aufgabe der Sozialleistungsträger, die 
passende Rechtsgrundlage für die nachgefragte Hilfe zu 
ermitteln und dafür zu sorgen, dass „jeder Berechtigte die 
ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, 
umfassend und zügig erhält“ (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB I). 

KAPITEL 5 |  ANTRAGSTELLUNG UND 
 BEWILLIGUNGSVERFAHREN
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5.2 �KLÄRUNG DER ZUSTÄNDIGKEIT UND 
KOORDINATION DER LEISTUNGEN

Hält sich ein Leistungsträger nicht für zuständig, darf er 
den Antrag nicht einfach zurückweisen, sondern muss ihn 
an den seiner Auffassung nach zuständigen 
Leistungsträger weiterleiten (§ 16 Abs. 1 SGB I.) Ist die 
beantragte Sozialleistung von einem Antrag abhängig,  
gilt der Antrag ab dem Zeitpunkt als gestellt, zu dem er 
beim unzuständigen Leistungsträger einging. 
Antragsteller*innen sollten sich darum nicht mit ihrem 
Antrag fortschicken lassen, sondern auf dessen 
Weiterleitung bestehen.

Für die Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe sehen 
die Paragrafen 14 ff SGB IX ein spezielles und vorrangig zu 
beachtendes Verfahren der Zuständigkeitsklärung vor. Hier 
hat der Gesetzgeber eng bemessene Fristen festgelegt, 
innerhalb der der sogenannte leistende 
Rehabilitationsträger zu bestimmen ist. Dem leistenden 
Rehabilitationsträger kommt die Fallverantwortung für  
den gesamten Rehabilitationsprozess zu, er hat also ggf. 
auch die Leistungen zu koordinieren, die er gar nicht  
selbst erbringt (siehe dazu Kapitel 5.4.).
Beantragen die Eltern(teile) bei einem Rehabilitationsträger 
Teilhabeleistungen, hat dieser binnen 14 Tagen zu  
prüfen, ob er für die Leistung(en) zuständig ist, um den 
Antrag ggf. spätestens am 15. Tag nach Eingang an  
den seiner Meinung nach zuständigen Rehabilitationsträger 
weiterzuleiten. Leitet er ihn nicht weiter, wird er schon  
aus diesem Grunde zuständig und hat dann „unverzüglich“,  
d. h. ohne schuldhaftes Verzögern den Bedarf der Eltern  
zu ermitteln, und zwar so umfassend, dass die Eltern am  
Ende alle notwendigen Leistungen „wie aus einer Hand“ 


